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2 Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 


6 ähnlich wie in Genua und Mailand ſtattge⸗ 
unden. 

London, 11. Febr. Mit der Ueberlandpoſt hier einge⸗ 
| troffene Nachrichten aus Canton vom 31. Dezember melden, 
daß die Geſchäfte in Japan und in China ſehr ſtille waren 
und daß in Peking Ruhe herrſche. Die japaneſiſche Regie⸗ 

rung hatte Moß und der Mutter Heusken's eine Entſchä⸗ 
Ddigungsſumme gegeben. a 
| Trieſt, 10. Febr. Der fällige Lloyddampfer ift mit der Ueberlandspoſt 
aus Alexandrien eingetroffen. 

Aus Singapore wird vom 8. Januar gemeldet, daß das preußiſche 
Transportſchiff die „Elbe“ am 30, Dez. v. J. von Bangkok angekommen 
war und in wenigen Tagen nach Europa abgehen werde. Die am 15. Dez. 
in Siam eingetroffene preußiſche Geſandtſchaft trete wahrſcheinlich erſt Mitte 
Februar ihre Rückteiſe an, 5 
Ib, Nachrichten aus Hongkong vom 31. Dezember melden, daß die Rebellen 
Ningpo genommen haben. 1 

London, 10. Febr. In der beutigen Sitzung des Oberhauſes erwie⸗ 
derte Ruſſell auf eine desfallſige Interpellation Malmesbury's, daß die Blo⸗ 
kade 3000 Meilen der Südküſte umfaſſe. Der Commiſſär der Südſtaaten 
Maſon hätte geſagt, daß 600 Fahrzeuge die Blokade durchbrochen hätten; 
er konnte aber die Namen und den Tonnengehalt derſelben nicht angeben, 
es würden daher wohl nur kleine Fahrzeuge geweſen ſein, ſo daß man nicht 
ſagen könne, daß die Blokade durchbrochen worden ſei. 

Im Unterhauſe zeigte Cobden an, daß er bald die Aufmerkſamkeit des 
Hauſes auf ein maritimes Geſetz und deſſen Einfluß auf die Rechte der Krieg⸗ 
führenden und der Neutralen lenken werde. 

Dresden, 11. Febr. In der heutigen Sitzung der außerordentlichen 
General⸗Verſammlung des Vereins deutſcher Eiſenbahnverwaltungen wurde 
die ver ſuchsweiſe Einführung des in Köln feſtgeſtellten Vereins⸗Güter⸗Re⸗ 
glements auf ein Jahr proponirt. Br die einſtimmige Annahme dieſes 

Ro orſchlages iſt Ausſicht vorhanden. Im Augenblick ſind noch elf Stimmen 

agegen, die jedoch vorausſichtlich noch nachgeben werden. Die Berathung 
wird vorausſichtlich auch heute noch nicht zu Ende kommen. 

| Paris, 11. Febr. Das franzöſiſche Gouvernement hat durch dritte 
BR in London nicht eine Anleihe, ſondern ein Darlehen gegen ein Depot 
ranzöſiſcher Rente im Betrage von 100 Millionen Francs auf 6 Monat 

lo Zins per Anno und % Commiſſionsgebühren effectiv abge: 
en. 1 


| Die in Berlin übergebene identiſche Note. 
| Die — „Wiener Ztg.“ ſagt: Veranlaßt durch einen von dem kö⸗ 
niglich preußiſchen Cabinet in Bezug auf die Frage einer Reform der deut⸗ 
chen Bundesverfaſſung an den königl. Geſandten zu Dresden gerichteten 
Erlaß haben die Regierungen von Oeſterreich, Baiern, Hannover, Würtem⸗ 
berg, Großherzogthum Heſſen und Naſſau durch ihre am königl. preußiſchen 
Hioſe beglaubigten Vertreter eine gleichlautende Note überreichen laſſen, wel: 
47 auch die königl. ſächſiſche Regierung durch eine zuſtimmende Erklärung 
‚Mh angeſchloſſen hat und deren Wortlaut wir in Folgendem mitzutheilen 

in ae In: 2 z 
| chaltenem Auftrage zufolge hat der Unterzeichnete ꝛc. ꝛc. die Ehre, der 
erleuchteten Erwägung Or. Gecellenz des ice De des 

e Grafen v. Bernſtorff, die nachſtehenden Bemerkungen an⸗ 
zuempfehlen: , 
„Die Reformvorſchläge Sachſens haben der königl. preußiſchen Regie⸗ 
‚ tung Veranlaſſung zu Erklärungen gegeben, welche zu wichtig find und das 
Weſen des deutſchen Bundesvertrages, ſowie die Intereſſen fämmtlicher 
deutſcher Staaten zu nahe berühren, als daß ſie nicht die ernſtlichſte Auf⸗ 
merkſamkeit der allerhöchſten Regierung des Unterzeichneten hätten in An⸗ 
ſpruch nehmen müſſen. 
Inhaltlich des Erlaſſes nämlich, welchen das Kabinet von Berlin, die 
erwähnten Vorſchläge beantwortend, unter dem 20. Dez. 1861 an den königl. 
Geſandten in Dresden, Herrn v. Savigny, gerichtet hat, bekennt Preußen 
— der deutſchen Reformfrage ſich zu dem leitenden Gedanken, daß in dem 
Cbe gelammte Deutſchland umfaſſenden Bundesvertrage der völkerrechtliche 
Fharakter des Bundes in ſeiner Reinheit 1 werden ſollte, während 
eine engere Vereinigung eines Theiles der Bundesglieder auf dem Gebiete 
es inneren Staatsrechtes der freien Vereinbarung der betreffenden Regie⸗ 
rungen vorbehalten bliebe. Ohne ſich im Einzelnen über die Grundzüge 
. oder über die Ausdehnung einer ſolchen engeren Vereinigung auszuſprechen, 
cheint das königl. preußiſche Kabinet den Sau nicht ausſchlleßen zu wollen, 
aß dieſer Bund im Bunde ſich bis zur Form eines ſog. Bundesſtaates 
Cemridelte. in welchem die wichtigſten Attribute der Staatshoheit auf eine 
entralgewalt übertragen, namentlich ein ſtändiges militäriſches Ober⸗Com⸗ 
ando und das Recht der 5 nach außen in Eine Hand gelegt wür⸗ 
Preußen einer ſolchen bundesſtaatli 
ach dens nur eine vollberechtigte Benützung des im Art. 11 der Bundes⸗ 
a gewährten Bündnißrechtes zu erkennen, und fie ijt der Anſicht, daß 
danch die Ausführung ihres Gedankens weder den am engeren Bunde nicht 
betheiligten Regierungen ein Recht zum Ausſcheiden aus dem weiteren 
unde erwachſen, noch die vorhandenen Bürgſchaften für den Beſtand des 
etzteren eine Veränderung erleiden würden. 

Je lebhafter die kaiſerliche Regierung den Wunſch empfinden muß, der 
Frage einer Reform der deutſchen Bundesverfaſſung nicht anders als in 
engem Einverſtändiſſe mit Preußen näher zu treten, mit deſto innigerem 
Bedauern hat ſie den königl. preußiſchen Hof in Bezug auf die politiſchen 
und rechtlichen Vorausſetzungen dieſer Reform Anſchauungen darlegen ſehen, 
mit welchen ſich zu vereinigen, ihre Ueberzeugungen und ihre Pflichten gleich 

entſchieden ihr verbieten. N 
| Sie muß vielmehr ſowohl vom Geſichtspunkte der allgemeinen Intereſ⸗ 
ſen Deutſchlands, wie von dem des poſitiven Rechtes gegen die Aufſtellun⸗ 

7 erwähnten von Berlin nach Dresden gerichteten Erlaſſes Verwah⸗ 

nlegen. 

Unmöglic kann die kaiſerliche Regierung in dem Verlangen, daß das 

\ che vereinigende Nationalband ſtrenge auf die Bedeutung eines 
pölkerrechtlichen Vertrages zurückgeführt werde, eine berechtigte Voraus: 

Ictctzung deutſcher Bundesreform oder einen richtigen Ausdruck des im deut⸗ 

} 


RE unlesbar vorhandenen Einigungsbedürfniſſes anerkennen. Sie 


alle Deu 


gl, preußiſche Cabinet ſich vergegenwärtigen zu wollen, in wie 
des anderer Richtung einſt Preußen als Mitgründer des deutſchen Yun 
= in den Verhandlungen des wiener Congreſſes zur Feſtſtellung des Bun⸗ 
esvertrages mitwirkte. Und ſie fühlt die Pflicht, freimüthig auszuſprechen, 
daß ihr Deutſchlands Si 
eine Hoffnung auf gedei 
rade bedroht und gefährdet erſcheinen würde, wenn Preußen auf das Be⸗ 
ſtreben zurückkommen wollte, einen Theil der deutſchen Staaten durch eine 
Sarda Verfaſſung unter Einem Oberhaupte zu einigen, während das 
erhaͤltniß zwiſchen dieſem Theile und den übrigen Gliedern des Bundes 
eu dem Fuße bloßer Verträge, wie fie auch zwiſchen Völtern fremden 
tammes geſchloſſen werden können, zu regeln wäre. 
Es wird ſtatt weiterer Ausführungen genügen, an die unheilvollen l 
4 u erinnern, welche ſchon in einer früheren Epoche Beſtrebungen deſſel⸗ 
en Charakters über Deutſchland heraufzubeſchwören drohten. 
0 Mit vollſter Ueberzeug 
bierſuch, den Organismus des Bundes durch einen engeren Bund zu dutch: 
Berben zugleich als unvereinbar mit dem pofitiven Vertragsrechte bezeichnen. 
Der Art. 11 der deutſchen Bundesacte gewährt allerdings den Regierungen 
eutſchlands das Recht der Bündniſſe aller Art, aber was könnte deutlicher 
dus dieſer Beſtimmung folgen, als daß die Bundesacte Mitglieder des Bun⸗ 
es vorausſetzt, welche ſich ihre Selbſtſtändigkeit und daher die Fähigkeit, 
„’ünbniffe zu ſchließen, bewahren? Augenscheinlich hat die Bundesacke nur 
on Bündniſſen zwiſchen unabhängigen Regierungen ſprechen wollen. Jener 
rtikel will, daß die deutſchen Regierungen das Recht der Bündniſſe aller 
Art, ſoferne ſolche nicht gegen die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bun⸗ 


” 


| Turin, 11. Febr. Auch in anderen Städten haben De: Fu 


chen Einigung glaubt die Regierung 


cherheit und Einigkeit, ſein moraliſcher Friede und 
hliche Fortbildung des Bundesvertrages in hohem 


nes i den 


ung muß ferner die kaiſerliche Regierung jeden | fc 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 12. Februar 1862. 


desglieder gerichtet ſind, behalten. Ein Staat aber, der ſich einer bundes⸗ 
ſtaatlichen Centralgewalt oder auch nur der diplomatiſchen und militäriſchen 
ührung eines anderen Staates unterordnet, ein ſolcher Staat kann viel⸗ 
leicht noch Vorträge über administrative Angelegenheiten, aber er kann nicht 
mehr ein Bündniß ſelbſtſtändig ſchließen. N der Vertrag ſelbſt, der dieſe 
Unterordnung begründete, ließe ſich ſicherlich nicht als ein eigentliches Bünd⸗ 
niß bezeichnen. Ein ſolcher Vertrag wäre ein Subjectionsvertrag. Und 
wäre endlich der Artikel 11 der Bundesacte, an ſich betrachtet, der Anwen⸗ 
dung fähig, welche das königlich preußiſche Cabinet ihm geben will, ſo 
würde doch die flüchtigſte Erinnerung an andere weſentliche Beſtimmun⸗ 
gen der Bundesverträge genügen, um die rechtliche Möglichkeit dieſer Anwen⸗ 
dung ſchlechthin auszuſchließen. Der deutſche Bund iſt als eine Gemein⸗ 
ſchaſt ſelbſtſtändiger, unter ſich unabhängiger Staaten mit wechſelſeitig glei⸗ 
chen Vertragsrechten und Vertragsobliegenheiten begründet worden. Seine 
ganze Organiſation beruht auf dieſem Ane und auf dem durch die 
Bundesacte feſtgeſtellten Stimmenverhältniſſe. eides aber, das Grund⸗ 
prinzip ſowohl, als die daraus abgeleitete Organiſation würden bis zur 
gänzlichen Vernichtung beeinträchtigt werden durch einen engeren Bund, durch 
deſſen einheitliche Verfaſſung die Rechtsgleichheit ſeiner Mitglieder aufgeho⸗ 
ben, und ihnen die Fähigkeit entzogen würde, ein ſelbſtſtändiges Stimmrecht 
in den wichtigſten politiſchen und militäriſchen Angelegenheiten auszuüben. 
Die kaiſerliche Regierung ſieht ſich daher in dem Falle, zu erklären, daß ſie 
die Gründung eines engeren ſog. Bundesſtaates in Deutſchland keineswegs 
als gerechtferkigt durch den Art. 11 der Bundesacte, vielmehr als unverein⸗ 
bar mit dem Weſen und der Verfaſſung des deutſchen Bundes, ja als deſſen 
factiſche, wenn auch nicht rechtliche Auflöſung in ſich ſchließend betrachten müßte. 

Der Unterzeichnete hat übrigens der vorſtehenden Darlegung der Anſich⸗ 
ten feiner allerhöchſten 4 . den Ausdruck ihrer vertrauensvollen Er⸗ 
wartung 115 en, daß der königl. preußiſche Hof, in ſeiner Weisheit 
und ſeiner Anhänglichkeit an die Grundſätze des Rechtes, einer Auffaſſung 
der deutſchen Reformfrage nicht Folge geben werde, welche bei ſeinen Bun⸗ 
desgenoſſen ſo gewichtige Bedenken erregt, und die er nicht bethätigen könnte, 
ohne Deutſchland in Verwirrung zu ſtürzen, ja nicht feſthalten, ohne die ge⸗ 
deihliche Wirkſamkeit und Ausbildung der zu Recht beſtehenden Bundesver⸗ 
faſſung zu hemmen. Das königl. preußiſche Kabinet hat in dem erwähnten 


Erlaſſe nach Dresden es lebhaft anerkannt, daß die Regierung Sachſens ihre 


Ueberzeugung von der Räthlichkeit einer Bundesreform offen bekundet hat. 
Der Unterzeichnete darf perſichern, daß auch ſeine allerhöchſte Regierung dieſe 
Ueberzeugung theilt. Tief durchdrungen von der Wahrheit, daß das Princip 
jeder ſolchen Reform das der organiſchen Entwicklung der beſtehenden, das 
benen de ester vereinigenden Bundesverfaſſung ſein müſſe, glaubt die 
aiſerliche Regierung, daß auf dieſer Grundlage bei allſeitiger Bereitwillig⸗ 
keit wichtige, den Fortſchritten der inneren Entwicklung Deutſchlands ent⸗ 
ſprechende Verbeſſerungen ins Leben gerufen werden könnten, zu welchen ſich 
namentlich die 1 enen einer wirkſameren Executivgewält des deutſchen 
Bundes und die Regelung der Thätigkeit des Bundes in den Angelegenhei⸗ 
ten gemeinſamer deutſcher Geſetzgebung durch 
deulſchen Ständeverſammlungen rechnet. Mit 
gierung einen Entſchluß der verbündeten Regierung Preußens begrüßen, 
durch welchen die Eröffnung von Berathungen über Bundesreform auf die⸗ 
ſer für alle gleich geregelten und den gegebenen Verhältniſſen Deutſchlands 
angemeſſenen Grundlage ermöglicht würde. 

Der Unterzeichnete benützt ſchließlich dieſen Anlaß, um die Ehre zu haben, 
Sr. Excellenz“ ꝛc. ꝛc. 


uziehung von Delegirten der 
reude würde die kaiſerl. Re⸗ 


Preuſ en. 

Berlin, 11. Febr. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Vorſteher der Miniſterial-, Militär- und 
Bau⸗Commiſſion zu Berlin, Geh. Regierungsrath Pehlem ann, das 
Kreuz der Ritter des kgl. Hausordens von Hohenzollern zu verleihen; 
den bisherigen Pfarrer Ball in Creuznach zum Conſiſtorialrathe und 
Mitgliede des Conſiſtoriums zu Koblenz zu ernennen; ſowie dem Land⸗ 
ſchafts⸗Sondikus Hellmuth Meyer in Bromberg den Charakter als 
Juſtizrath; und dem ſeitherigen Ober⸗Ingenieur und Betriebs⸗Direktor 
der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn, Baumeister Calebow zu Stettin, 
den Charakter als Baurath zu verleihen. 

Der bisherige Eiſenbahn⸗Baumeiſter Julius Ludwig Quaſſowski 
in Saarbrücken iſt zum königl. Eiſenbahn⸗Bau⸗Inſpektor ernannt und 
demſelben die Betriebs⸗Inſpektor⸗Stelle bei der Saarbrücker Eiſenbahn 
verliehen worden. 

[Lotterie.] Bei der heute angefangenen Ziehung der 2. Klaſſe 


125. königlicher Klaſſen⸗Lotterie fiel 1 Gewinn von 2000 Thlrn. auf 


Nr. 14,884. 3 Gewinne zu 600 Thlrn. fielen auf Nr. 6763, 11,073 
und 19,742, und 3 Gewinne zu 100 Thlrn. auf Nr. 17,949, 55,644 
und 69,509. 


eines Beſtehens genommen hat, als völlig antiquirt betrachtet werden. 
mit auch das größere Publikum einen klaren Blick i 
Creditverhältniſſe gewinnt und zu einem richtigen 


Netzdiſtrikts, umfaßt nur Rittergüter, und erfreut fih außerdem verſchiedener, 
nicht unerheblicher Privilegien. Unter dieſen Privilegien ſind die wichtig⸗ 
ſten, daß die Execution wegen nichtlandſchandſchaftlicher Schulden nicht vom 
Gericht, ſondern nur von der Direction der Landſchaft vollſtreckt und daß 
die Güter bei der Licitation nicht unter % des Taxwerthes verkauft werden 
dürfen. Das erſtere Privilegium hat anerkannt nicht wenig zur Schwächung 
des Staats⸗Credits in unſerer Provinz beigetragen. Die Pfandbriefe des 
neuen Credit⸗Inſtitus werden von den Schuldnern mit 5 pCt. verzinſt, 
wovon 1 pCt. auf die Verwaltung und Amortiſation verwandt wird. Von 
den Pfandbriefen der alten Landſchaft zahlen die Schuldner 5% pCt., wo ⸗ 
von auf die Verwaltung und Amortiſation bei den Aprocentigen Pfandbrie⸗ 
fen 1% PCt., bei den 3½ procentigen 1% pCt. kommt. Der Geſammtwerth 
der von der neuen Lanbſchaft ausgegebenen Pfandbriefe beträgt bereits ges 
gen 8 Mill. Thlr., und die Höhe des Amortiſationsfonds macht es möglich, 
daß die Amortiſation ſchon zu Johannis d. J. beginnt. Von der alten 
Landſchaft find noch Pfandbriefe im Geſammkwerth von über 8 Mill. Thlr. 
im Umlauf, deren Amortiſation in 4—5 Jahren erfolgen wird. Ungeachtet 
des ziemlich gleichen Umfanges der Geſchäfte beider Inſtitute betragen die 
jährlichen Verwaltungskoſten des neuen nur 7000, die des alten 70,000 
Thlr. Die Vorzüge des neuen Inſtituts ſind ſo ſehr in die Augen ſprin⸗ 
gend, daß darüber unter Allen, deren Urtheil nicht durch Parteileidenſchaft 
getrübt iſt, und denen das Wohl des ländlichen Grundbeſitzes wahrhaft am 
Herzen liegt, nur eine Stimme herrſcht, und daß es allgemein als eine Ca⸗ 
lamität für unſere Provinz beklagt werden würde, wenn die Regierung ſich 
durch irgend welche Anträge beſtimmen ließe, dem Drängen des polniſchen 
bal nachzugeben und die Privilegien der alten ar 1 1 zu 
erhalten. . Ztg.) 

Bromberg, 8. Febr. en Gan in d Ein Hr. Rohr aus Breslau 
hat die gräflich Myeielskiſchen Güter, in der Gegend von Neuſtadt, ge⸗ 
kauft. Die Güter des Grafen Mycielski umfaſſen ungefähr ein Areal von 
10,000 Morgen. Der Preis von 560,000 Thlr. iſt nicht hoch, weil etwa 
5000 Morgen mit Holz beſtanden ſind und auf ca. 200 Thlr. pro Morgen 
tarirt werden können. (Käufer iſt der Herzog von We e Hr. Rohr 
iſt nur Unterhändler.) (Bromb. Ztg.) 


Deutſchlan d. 

Frankfurt a. M., 9. Febr. [Bund estagsſitzung.] Auf heutiger 
Tagesordnung ſtand die Abſtimmung über die Anträge des bundesgerichtli⸗ 
chen Ausſchuſſes auf Giniebüngsapeiee Commiſſionen — der einen zur Aus: - 
arbeitung und Vorlage des Entwurfs einer allgemeinen Civil⸗Prozeßord⸗ 
nung, der anderen zur Ausarbeitung und Vorlage eines allgemeinen Ge⸗ 
ſetzes über das Obligationenrecht für die deutſchen Bundesſtaaten. 

Als dieſe Abſtimmung vorgenommen werden ſollte, wurde für Preußen 
zuvor eine längere Erklärung abgegeben, in welcher hervorgehoben wurde, 
daß der Bundesverſammlung nach den Bundeszwecken und einſchlagenden 
Bundesgeſetzen eben ſowohl, als nach der völkerrechtlichen Natur des Bun⸗ 
desverhältniſſes und endlich nach den in ſtriktem Sinne zu interpretirenden 
Beſtimmungen des Art. 64 der wiener Schlußakte die Berechtigung nicht 
del den vorliegenden Gegenſtand in Behandlung zu nehmen. Auch ſei 
der fg ſowohl vermöge Mangels an 0 legislativen 
Faktoren am Bunde und im Hinblick auf die zur Entwickelung des Civil⸗ 
und Criminalrechts mitberufenen Landesvertretungen der Einzelſtaaten jo 
wenig gerechtfertigt, als geeignet. Es liege hier auf dem Felde der Bun⸗ 
desaktton ein Novum vor und könne dieſelbe als ſolches nur nach dem ein⸗ 
ſtimmigen Uebereinkommen aller Mitglieder des Bundes erfolgen. Würde 
die Bundesverſammlung, ungeachtet des Widerſpruchs der königl. preußiſchen 
Regierung, nach dem Antrage der Mehrheit des Ausſchuſſes beſchließen, ſo 
habe der Geſandte Befehl erhalten, gegen einen derartigen Beſchluß Verwah⸗ 
rung einzulegen und zu erklären, daß eine ſolche Commiſſion als Bundes⸗ 
kommiſſion anzuerkennen nicht moglich ſein würde. 

Während bei der ſodann folgenden re die bei weitem größte 
Mehrzahl der Stimmen ſich für die Anträge der Mehrheit des Ausſchuſſes 
ausſprach, motivirte der königl. baieriſche Geſandte die Zuſtimmung ſeiner 
Saen du jenen Anträgen, in 7 der von Preußen abge⸗ 
gebenen Erklärung, noch weiter dahin, daß, was die Berechtigung der Bun⸗ 
desverſammlung, den vorliegenden Gegenſtand in Behandlung zu nehmen, 
anlange, dieſelbe in dem Artikel 64 der wiener Schlußakte begründet fei, 
deſſen Interpretation nur der Bundesverſammlung zuſtehe, welche berufen 
ei, die Beſtimmungen der Bundesgrundgeſetze zu erklären und ihre richtige 

nwendung zu ſichern. Die 72 der Bundesverſammlung in den 

letzten Jahren unter dankenswerther Mitwirkung Preußens (Wechſelordnung, 

Handelsgeſetzbuch, gegenſeitige Rechtshilfe) lieferte den Beweis, daß die 

Mehrheit des Ausſchuſſes die bisherige Auffaſſung und Uebung des Bun⸗ 

desrechts für ſich habe, indem ſie den Art. 64 der wiener Schlußakte ihren 

Anträgen zu Grunde legte. Wegen des aus dem Mangel an entſprechen⸗ 

den legislativen Faktoren am Bunde und aus der Rückſicht für die Landes⸗ 

vertretungen der Einzelſtagten entnommenen Arguments, jo treffe dieſes bei 

einer Vereinbarung der Regierungen außerhalb des Bundes in gleicher 

Weiſe, wie bei einer Vereinbarung derſelben am Bunde zu, und beweiſe 

daſſelbe dahier hier entweder nichts oder ſo viel, daß man darnach auf jedes 

Anſtreben einer gemeinſchaftlichen Geſetzgebung verzichten Be: Für den 
Bundesweg ſpreche noch die Erwägung, daß die Bundesverſammlung zur 
Zeit das einzige rechtlich beſtehende Geſammtorgan der deutſchen Nation ie 
an dieſes Organ ſich anzuſchließen und von demſelben auszugehen, ſei 
darum bei allen nationalen Beſtrebungen ebenſo naturgemäß und rechtlich 
begründet, als A en und nothwendig, wenn ſolche Beſtrebungen auf⸗ 
richtig und ernſt gemeint ſeien. Bei der Jnangriffnahme dieſes Gegenſtan⸗ 
des ſei — da es ſich nicht um eine organiſche Einrichtung handle — Stim⸗ 
meneinhelligkeit nicht erforderlich; nur zu dem Endbe sie vernothwen⸗ 
dige (Bundestags⸗Deutſch!) ſich allſeitige Zuſtimmung, bier genüge Stim⸗ 
menmehrheit zur Beſchlußfaſſung, In ſolchem Sinne habe auch die Wiſſen⸗ 
ſchaft des Bundesrechts den Artikel 64 der Schlußakte aufgefaßt, während 
durch Aufitellung des Erforderniſſes der Stimmeneinbelligfeit für jeden vor⸗ 
bereitenden Schritt die Mittel zur Erfüllung der auf Bewirkung der 5 
willigen Vereinbarung 2 Pflicht der Bundesverſammlung abge⸗ 
ſchnitten fein würden. Da endlich die Bundesverſammlung befugt ſei, ‚über 
die vorliegenden Anträge durch Mehrheit der Stimmen Beſchluß zu faſſen, 
ſo könne eine Verwahrung hier mit Grund nicht eingelegt werden. 

Der nach beendeter Umfrage gezogene Beſchluß lautet dahin: 

1) Die allmähliche Herbeiführung einer gemeinſamen Civil⸗ und Criminal⸗ 
Geſetzgebung für Deutſchland ſei allerdings wünſchenswerth, jedoch ſeien 
die 1057 zu richtenden Beſtrebungen zunächſt auf einige Theile des 
Civilrechts und auf das gerichkliche Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten zu beſchränken; 

2) zunächſt eine Commiſſion zur Ausarbeitung und Vorlage des Entwurfs 
einer allgemeinen Civilprozeß⸗Ordnung für die deutſchen Bundesſtaaten 
in Hannover niederzuſetzen: | 

3) ferner eine Campo zur Ausarbeitung und Vorlage des Entwurfs 
eines 2 eſetzes über die rg und n 
niſſe (Obligationenrecht) für die deutſchen Bundesſtaaten mit dem Sitze 
in Dresden in Ausſicht zu nehmen; 5 

4) an die höchſten und hohen Regierungen, welche geneigt wären, zu die⸗ 
ſen Commiſſionen auf ihre Koſten Rechtsgelehrte abzuordnen, durch Ver⸗ 
mittlung der Herren Bundestagsgeſandken das Anſuchen zu ſtellen, 
hiervon in Zeit von ſechs Wochen Mittheilung machen und ſich zugleich 
über den ihnen genehmen Zeitpunkt des Zuſammentritts der einen oder 
anderen dieſer Commiſſionen ausſprechen zu wollen 

Der königl. preußiſche Geſandte gab hiernach die bereits angekündigte 
verwahrende Erklärung ab, woran das Präſidium das lebhafte Bedauern 
ausſprach, bei der . Herbeiführung einer im Allgemeinen als ges 
meinnützig und ſelbſt als nationales Bedürfniß erkannten Uebereinſtimmung 
des Rechts und der Rechtspflege in den deutſchen Bundesſtaaten nicht nur 
die ſo wünſchenswerthe Milwistung der königl. preußiſchen Regierung jetzt 
in Frage geſtellt, ſondern ſelbſt Verwahrung eingebracht zu ſehen gegen einen 
Beſchluß, welcher in der ſowohl dem Wortlaute, als dem Geiſte des Artikels 
64 der wiener Schlußakte entſprechenden Weiſe zu Stande gekommen ſei; 
auch bezog ſich Präſidium 1 dieſer Verwahrung ausdrücklich auf den 
eben gefaßten Beſchluß zurück. 1 ; 

Folgendes iſt der Hergang aus der Wen Hi vom 23. v. Mts. 
gelegenklich der Bevollmächtigung des Hrn. v. Mohl zum Geſandten für 


a 


Waldeck. Nachdem Präſidium die ihm von dem Genannten übergebene Volle 
macht, d. d. Arolſen, 16. Januar 1862, zur Vorlage gebracht hatte, mittelſt 
welcher der Fürſt zu Waldeck und Pyrmont denſelben proviſoriſch bis zur 
erfolgten Neuwahl eines gemeinſchaftlichen Geſandten der zur 16ten Stimme 
vereinigten Regierungen mit der Stimmführung in der Bundesverſammlung 
beauftragte, bemerkte Präſidium, daß dieſe Vollmacht derjenigen ähnlich ſei, 
welche von dem Fürſten von Reuß jüngerer Linie dem großherzoglich und 
3 5 ſächſiſchen Bundestagsgeſandten, dem Geh. Rath. Frhrn. v. Fritſch 
ertheilt und in der 24. Sitzung v. J. vorgelegt worden. Nachdem die hohe 
Verſammlung die letztgedachte Vollmacht angenommen habe, dürfte jetzt ein 
analoges Verfahren ſtattfinden; da jedoch eine derartige Vereinigung der 
Vertretung einer der Regierungen einer Curie mit der Führung einer ande⸗ 
ren ſelbſtändigen Stimme nicht im Geiſte der Bundesacte zu liegen ſcheine 
und deshalb, nachdem in der Sitzung vom 11. Juli v. J. von mehreren 
Seiten prinzipielle Bedenken erhoben worden wären, von der Mehrheit der 
Herren Bundestags⸗Geſandten dem Bedürfniſſe und dem Wunſche, daß die 
prinzipielle Frage geprüft und entſchieden werde, Ausdruck gegeben worden 
ſei, ſchlage Präſidium vor: 1) Die eben verleſene Vollmacht im Bundes⸗ 
archive aufzubewahren und eine beglaubigte Abſchrift dem Herrn Geſandten 
v. Mohl zuzuſtellen; 2) zur Erörterung der prinzipiellen Frage im Allge⸗ 
meinen einen Ausſchuß von 5 Mitgliedern niederzujegen und deſſen Wahl 
in der nächſten Sitzung vorzunehmen. Dieſe Vorſchläge wurden zum Be⸗ 
ſchluſſe erhoben. Es traten ihnen bei: Oeſterreich, Baiern, Sachſen, Hans 
nover, Württemberg, Kurheſſen, Großherzogthum Heſſen, Dänemark, Nieder⸗ 
lande, die 13., 14. 15., 16. Kurie. Preußen und die ſächſiſchen Häuſer 
ſtimmten für den Vorſchlag unter 1, und gegen jenen unter 2. Baden ent⸗ 
hielt ji binſichtlich des erſten der Abſtimmung, trat aber jenem unter 2 
bei. In der folgenden Sitzung vom 30. v. M. gab Preußen bei der Wahl 
des Ausſchuſſes folgende Erklärung ab: „Nachdem die hohe Bundesverſamm⸗ 
lung bei Gelegenheit der proviſoriſchen Bevollmächtigung des großberzoglich 
badiſchen u Geſandten für Fürſtenthum Waldeck auf Präſidialvorſchlag 
die Niederſetzung eines Ausſchuſſes zur Erörterung der zur Sprache gebrach⸗ 
ten 1 9 Frage beſchloſſen hat, iſt der königliche Geſandte von ſeiner 
allerböchſten Regierung angewieſen worden, ſich weder an der Wahl des 
Ausſchuſſes, noch eventuell an den Verhandlungen des Ausſchuſſes ſelbſt zu 
betheiligen. Die königliche Regierung iſt der Anſicht, daß die Vertretung 
einer der Stimmen einer Kurie durch den Geſandten einer anderen ſelbſtän⸗ 
digen Stimme in der Bundesakte in keiner Weiſe beſchränkt worden iſt, daß 
vielmehr jede Regierung mit der Ernennung ihres Bundestags⸗Geſandten 
ein Souveränetätsrecht ausübt, welches von keiner Seite angefochten werden 
darf, und daß, wenn hierin eine Beſchränkung ſtattfinden ſoll, dies nur durch 
einen n ſämmtlicher Bundesregierungen würde geſchehen 
können. Die königliche Regierung würde Anſtand nehmen müſſen, zu einem 
derartigen Verzicht die Hand zu bieten.“ 

Kaſſel, 9. Febr. [Der Kammerdiener H.,] welcher jüngſt 
wegen eines Vorfalls im Palais des Kurfürſten verhaftet, aber alsbald 
wieder freigelaſſen wurde, iſt nicht entlaſſen, wie von manchen Blättern 
berichtet wurde, verrichtet aber noch keinen Dienſt wieder. Der Kur⸗ 
fürſt iſt vollſtändig hergeſtellt. 

Groſ brit an nien. 


[Parlaments⸗Verhandlungen vom 7. Februar.! Oberhaus⸗ 
Sitzung. Der Carl von Derby fragt den Präſidenten des geheimen Raths, 
ob die Regierung die Abſicht habe, einen Vorſchlag über die Verwendung 
der für das Prinz⸗Albert⸗Denkmal gezeichneten bedeutenden Summe von 
27,000 Pfd. St. zu machen. Die Zeichnungen hätten noch nicht ihr Ende 
erreicht, indem eine große Anzahl Perſonen, zu denen, auch er ſelbſt gehöre, 
mit ihren Beiträgen zurückgehalten hätten, da ſie nicht wüßten, in welcher 
Weiſe der Fonds verwandt werden ſoll. Es h 
Publikum erfahre, ob die Regierung ſich bei der Angelegenheit betheiligen, 
oder fie unverantwortlichen Privatperſonen überlaſſen wolle. Carl Granville 
entgegnet, er werde die Frage am Montag beantworten. Der Carl von 
Carnarvon lenkt die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf die Verhaftung, Ein⸗ 
kerkerung und Mißhandlung, welche ein canadiſcher Unterthan in Folge eines 
Befehles der amerikaniſchen Unions⸗Regierung angeblich zu erdulden aa 
habe. Der Vorfall werde folgendermaßen U Ein canadiſcher Gentle⸗ 
man, ein britiſcher Unterthan, Shaver mit Namen, wird, während er auf 
einer canadiſchen Eiſenbahn reiſt, zu Detroit auf Befehl des amerikaniſchen 
Staatsſekretärs verhaftet, in ein Wachthaus geſchleppt, entkleidet, durchſucht 
und überhaupt einer unwürdigen Behandlung unterworfen unter dem Vor⸗ 
geben, daß er im Einverſtändniſſe mit gewiſſen Perſonen ſtehe, die Krieg 
gegen die Bundes⸗Regierung führen. Man findet nichts bei ihm, was ihn 
belajten könnte. Trotzdem wird er nach Newyork gebracht und in ein Ge⸗ 
fängniß eingeſperrt, in welchem der Typhus herrſcht. Dort wird er, ohne 
vor Gericht 0 00 zu werden, und ohne daß man eine Klage gegen ihn 
vorbringt, feſtgehalten. Doch gelingt es ihm, auf eine oder die andere Weiſe 
den britiſchen Geſandten Lord Lyons von ſeiner Lage in Kenntniß zu ſetzen, 
und dieſer macht der Bundesregierung 8 Während die Unter⸗ 
handlungen im Gange ſind, erhält der Gefangene alle von der britiſchen 
Geſandtſchaft an ihn gerichteten Briefe mit erbrochenem Couvert. Endlich 
erklärt man ihm, ſeiner Freilaſſung ſtände nichts im Wege, knüpft jedoch 
daran die monſtröſe Bedingung, daß er ſeiner Nationalität abtrünnig werde, 
und der Unions⸗Regierung den Unterthanen⸗Eid ſchwöre. Wenigſtens läuft 
das, was man ihm zumuthet, in Wirklichkeit darauf hinaus. Er, Lord Car⸗ 
narvon, könne kaum glauben, daß ſolche Dinge möglich ſeien, und doch wür⸗ 
den fie erzählt. Es werde ferner erzählt, Herr Shaver habe ſich muthig ge⸗ 
weigert, ſeine Freilaſſung unter ſolchen Umſtänden anzunehmen, es vielmehr 
vorgezogen, mit Gefahr Feines Lebens und mit Darbringung großer Opfer 
in Bezug auf feine perſönliche Bequemlichkeit in Haft zu bleiben, Er jei 
darauf in ein anderes Gefängniß gebracht, und dort habe man ſeine Frei⸗ 
heit von einer anderen Bedingung abhangig gemacht, die kaum weniger 
monſtrös geweſen jei, als jene erſterwähnte, davon nämlich, daß er während 
der Dauer des Krieges die ſüdlichen Staaten nicht betrete, oder mit den 
Bewohnern derſelben irgendwie correſpondire. Auch dieſe Bedingung habe 
Herr Shaver zurückgewieſen. Einige Wochen ſpäter ſei er ohne Bedingung 
in Freiheit gesetzt worden. Es werde ferner behauptet, andere britiſche Un⸗ 
terthanen ſeien in demſelben Gefängniſſe, wie er, in Haft geweſen, und einige 
derſelben hätten die ihnen geftellten Bedingungen angenommen. Es klinge 
dies beinahe unglaublich, und er wünſche, zu erfahren, ob etwas Wahres 
an der Sache ſei. Wenn Letzteres der Fall, ſo werde er die Vorlegung der 
betreffenden Schriftitüde beantragen. Carl Ruſſell ſagt, es ſei allerdings 
wahr, daß Herr Shaver, ein britiſcher Unterthan, viele Wochen lang im 
Fort Lafayette und einem anderen amerikaniſchen Gefängniſſe in Haft ger 
weſen ſei. Am 29. Oktober habe er an Lord Lyons geſchrieben, und dieſer 
habe Herrn Seward Vorſtellungen gemacht, worauf der amerikaniſche Staats⸗ 
Sekretär ihm am 15. November geſchrieben habe, er habe Anfangs geglaubt, 
a Shaver ſei ein Bürger der Vereinigten Staaten, und ihm in dieſer 

orausſetzung den Eid des Gehorſams abverlangt ; aber wenn man auch 
von einem britiſchen Unterthan nicht habe verlangen können, daß er auf 
eine ſolche Bedingung eingebe, jo habe er doch den Befehl zur Freilaſſung 
des Gefangenen nicht ertheilen können, da Herr Shaver beſchuldigt geweſen 
ſei, den conföberirten Staaten Waffen zu überbringen, und in Wahrheit ein 
Spion in Dienſten der Regierung dieſer Staaten geweſen ſei. Man habe 
ihm darauf andere Bedingungen geſtellt, darunter die, daß er während der 
Dauer des Krieges die ſüdlichen Staaten nicht betreten ſolle. Auch das habe 
er von ſich gewieſen, und ſei ſpäter freigelaſſen worden. Herr Seward be⸗ 
anſpruche das Recht für ſich, Jedermann in den Vereinigten Staaten zu 
verhaften, wenn auch vielleicht nicht einzig und allein aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit, ſo doch mit Sanction des Präſſdenten, gleichviel, ob der zu 
Verhaftende ein amerikaniſcher Bürger oder ein Ausländer ſei. Es werde 
ſeines Wiſſens von den amerikaniſchen Rechtsgelehrten der Satz aufgeſtellt, 
daß unter u dic Benn Verhältniſſen, wie die gegenwärtigen, dem Prä⸗ 
ſidenlen eine olche Befugniß zuſtehe. Die engliſche Regierung habe bei der 
Regierung der Vereinigten Staaten wegen der Behandlung, die Herr 
Shaver erfahren, Beſchwerde erhoben. Gegen die Vorlegung der Corre⸗ 
ſpondenz habe er nichts. Der Carl von Carnarvon bedauert, daß Dinge, 
die er kaum für glaublich gehalten, ſich als wahr herausſtellten. Wie auch 
immer die Lage der Geſellſchaft in den Vereinigten Staaten beſchaffen ſein 
möge, die von Herrn Seward britiſchen Bürgern gegenüber e n⸗ 
5 ſchienen ihm alle Grundſätze umzuſtoßen, welche den Verkehr zwiſchen 

efreündeten Nationen regelten. Er bestehe auf Vorlegung der Correſpon⸗ 
denz und hoffe, daß die Regierung nicht bloß Beſchwerde erhoben, ki 
auch Entſchädigung für Herrn Shaver, ber 10-12 Wochen im Gefängniß 
geſeſſen habe, ohne daß eine einzige Anklage gegen ihn erwieſen worden 
wäre, gefordert haben werde. Der Antrag auf Vorlegung der Papiere wird 
hierauf genehmigt. 
Unterhaus⸗Sitzung. Gregory thut der Blocade der amerikaniſchen 
Süphäfen Erwähnung, meint, es ſei Grund zu der Annahme vorhanden, 
daß dieſelbe mehr eine papierne, als eine effective Blocade ſei, und zeigt 
an, daß er den Gegenſtand nächſtens zur Sprache bringen werde. Bentinck 
ſpricht ſeine Freude über die Ankündigung aus. Wenn es ſich herausſtelle, 
daß die Blocade bloß auf dem Papier beſtehe, ſo würde die Anerkennung 


ſei wünſchenswerth, daß das |” 
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derſelben von Seiten Englands eine Verletzung des Prinzips der Nicht⸗In⸗ 
tervention ſein. 

—bb= Breslau, 12. Febr. Der Waſſerſtand der Oder iſt ſeit 
dem geſtrigen e weſentlich gefallen (ſiehe die heutige Nummer 
unſerer Zeitung, wo der Waſſerſtand am Ober⸗Pegel Mittags 12 Uhr 17“ 9“ 
Kan. a 8 2 Uhr 17° 7“, 4 Uhr 17° 5%, 6 Uhr 17° 4“, Abends 
Unter⸗Pegel zeigte am geſtrigen Mittag 12 Uhr 8‘ 6“, ift in Folge einer 
wahrſch nid eingetretenen Eisverſtopfung, die unterhalb der Häſelei 
a aeg: bi3 beut rt 8 Uhr über 1“ gewachſen, am geftrigen 

1 2 Uhr 8° 4“, 4 Uhr 8° 4“, 6 Uhr 8° 5“, am 12. Früh 6 Uhr 
9° 6“, 8 Uhr 978%. 

A Dybernfurtb, 11. Febr. In vergangener Nacht ift das 
Waſſer aus der Stadt gegen 3 Fuß gewichen; wir wiſſen nicht, ob 
dieſes ſchnelle Fallen natürlich, oder ob irgendwo ein Durchbruch 
erfolgt iſt. Das Waſſer muß ſehr großen Schaden angerichtet haben; 
es bleibt den von der Ueberſchwemmung Betroffenen nichts übrig, als 
die vom Waſſer verlaſſenen Wohnungen und Ställe zu 
beziehen, nachdem ſie das darin entſtandene Eis zum Theil mit der 
Axt entfernt haben; die dadurch entſtehenden nachtheiligen Einwirkun⸗ 
gen auf Menſchen und Vieh werden ſpäter zu Tage treten. Kartof⸗ 
feln und Rüben ſind in den Gruben vom Waſſer und Eis bedeckt, 
viele Beſitzer konnten bei dem rapiden Andrang des Waſſers nur das 
Vieh retten, und wenn es auch gelungen, die aus den Gruben geret⸗ 
teten Wintervorräthe dem Waſſer zu entreißen, dann verdirbt fie der 
ſtrenge Froſt. 

Es werden mitunter Thatſachen erzählt, die wirklich entſetzlich ſind. 
So mußte ſich beiſpielsweiſe in Althof eine Familie, die das Waſſer 
in der Nacht von Sonnabend zu Sonntag in den Betten überraſchte, 
mit der Axt einen Weg durch die Decke der Stube auf den Boden 
ſuchen, um das Leben zu retten. — Wir dürfen wohl hoffen, daß 
wenn das Waſſer abgefallen fein wird, die hohen Behörden ſchleunigſt 
die nöthigen Anordnungen treffen werden, um die unheilvollen Eis⸗ 
verſetzungen bei Regnitz und Maltſch durch Pulver entfernen zu 
laſſen, dann ſetzt fi das Eis bei eintretendem Thauwetter und natür⸗ 
lich folgendem Hochwaſſer, in der Breite, wie es gegenwärtig hier liegt, 
nämlich vom Rande des „hohen Ufers“ bis wenige Zoll von der 
Krone des brandſchütz-maltſcher Deiches in Bewegung, und 
wird durch die Eisverſetzung am Abſchwimmen verhindert, dann ſteht 
uns und vielen Mitleidenden größeres Unglück bevor, als wir es jetzt 
zu beklagen haben. 

Durch Heranziehung von Menſchenkräften aus der Umgegend iſt 
es geſtern Früh gelungen, nachdem das Waſſer noch gewachſen, den 
auf dem Schiffbauholz ligenden neuen Oderkahn, dem Schiffesigner P. 
von hier gehörend, flott zu machen, und heute in Sicherheit zu brin⸗ 


gen. — Die „Breslauer“ und auch die „Schleſiſche Zeituug“ von 


heute find auf der Poſt nicht angekommen. 
Meteorologiſche Beobachtungen. 


„Barometer Luft- Allgemeiner 
Stationen. bei 0 Gr. R. Temperatur. Wind. | Witterungs⸗ 

Par. Maß.] Reaumur. Buftand. 
he — 
Wenn 28 3,48 | —8,6 N. 1. Bewöltt, 
BEBaris .......- 28 7,38 3,8 NO. 4. Bewölkt. 
88) Greenwich .. 28 6,89 | —22 NO. 2 Heiter. 
© » Petersburg... . 28 3,65 | —23,6 | Windftill eiter. 
Moskau 4,97 | —18,6 NO. edeckt. 
Ro Madrid 28 1,88 +3,0 N. 1 Heiter. 
2 Wien 28 5,12 | —103 | NNW. 1. Bewölkt. 
ati? 28 7,86 —5,4 NW. 1. Bedeckt. Nebel. 
) Greenwich. — — — — 
Petersburg 28 3,87 — 20,4 Windſtill. Heiter. 
25 Mos kau 27 8,07 19,1 N. 3. Heiter. 
So (Madrid 28 2,36 82 N. 1. Heiter. 
2 Berlin 28 1,84 —3,0 W. 2, Schnee. 
Königsberg.... 28 2,35 —7,4 SW. 3 Schnee. 
Breslau 2711,71 126 [ S8. 1. Heiter. Reif. 
3 Köln .... 28 29 | —0,5 NW. 1. ebedt. 
So Frankfurt a. M.] 2710,86 | —5,1 — Bedeckt. 


Breslauer Sternwarte. 


11. Febr. 10 U. Abds.] 27 7,13 —3,4 S. 1. Bedeckt. Schnee. 
12. Febr. 6 U. Morg.] 27 5,29 —0,6 W. 1. Bedeckt. Schnee. 
Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, II. Febr., Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete zu 71, 30, fiel 
auf 71, 20 und ſchloß ſtille zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr 
waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zprz. Rente 71, 25. 4 prz. 
Rente 100, 25. Zprz. Spanier 48%. Iprz. Spanier 43%. Silber⸗Anleihe 
—. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 516. Credit⸗mobilier⸗Aktien 770. 
Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 550. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 

London, 11. Febr., Nachm. 3 Ubr. Kalt. Silber 61. Conſols 9276. 
Iproz. Spanier 43%, Mexikaner 34%. Sardinier 79%, Sprz. Ruſſen W. 
8858 Ruſſen 92%. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 7% Sch., 

r. 


Wien, 11, Febr., Mitt. 12 Uhr 30 Minuten, Börſe ſeſt. öproz. 
Metall. 71, 50. 4 proz. Metall. 63, —. Bank⸗Aktien 854. Nordbahn 
215, 40, 1854er Löbſe 92, 50. National⸗Anleihe 85, 50. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 279, —. Creditaktien 202, 80. London 136, 50. Hambur 
101, 80. Paris 54. 25. Gold —, —. 
Lomb. Eiſenbahn 275, —. Neue Looſe 126, —, 1860er Looſe 92, 50, 

Frankfurt a. M., 11. Febr., Nm. 2 U. 30 M. Flauere Stimmung. Schluß⸗ 


Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 130. Wiener Wechſel 85%. Darmſt. 
Bank⸗Aktien 204. Darmſt. Zettelbank 2494. 5prz. Metall. 49%. 4K prz. 


Metall. 44%. 1854er Lodſe 66. Oeſterreichiſche National⸗Anleihe 60 . 
Selen. Pd Staats-Eiſenb.⸗Aktien 2404. Oeſterr. Bank⸗Antheile 722. 
Oeſterr. Credit⸗Aktien 173. Neueſte öſterr. Anleihe 67%. Oeſterr. Eliſabet⸗ 
bahn 114%, Rhein⸗Nahe⸗Bahn 26%. Mainz⸗Ludwigsb. Litt. A. 118%. 
Hamburg, 11. Febr., Nachm. 2 Uhr 30 Min. Börſe flau bei ziem⸗ 
lich klebhaftem Geſchäft. Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleihe 6144. Oeſterr. 
Credit⸗Aktien 73%. Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank Ha, Rhei⸗ 
niſche 93%. Nordbahn 59. Disconto 2. Wien 104, 25. Petersburg —. 

Hamburg, II. Febr. [Getreidemarkt.] Weizen loco ſtille, ab 
auswärts vernachläſſigt. Roggen loco ſtille, ab Königsberg pr. Frühjabr 
87—88 Br., 86—87 Geld. Del pr. Mai 27%, pr. Okt. 26 6. Kaffee 
ruhig. — Die Elbpaſſage ift durch Eis ganz total geſperrt, Poſten ſind 
ausgeblieben. 

Liverpool, 11, Februar. [Baumwolle.] 5,000 Ballen Umſaz. — 


Preiſe feſt. 


CC . ß ] 
Berlin, 11. Febr. Schon die zu raſche Hauſſe der letzten Börſenperiode 
mußte eine nahe Reaction erwarten laſſen. Die etwas matteren pariſer 
Notirungen von geſtern und erheblich zurückgedrängte wiener Courſe von 
5 Früh leiſteten der Realifirungsluft noch größeren Vorſchub. Wenn ein 
heil der ſchleſiſchen Eiſenbahnaktien ausgenommen wird, die erſt heute die 
Conſequenzen der geſtern bekannt gewordenen guten Einnahmen in der 
Coursentwickelung zogen, ſo herrſchte namentlich in dieſer Kategorie eine 
allgemeine Mattheit, die gegen den Schluß der Börſe zunahm und ſich zus 
letzt in unrealiſirbaren Angeboten vieler, beſonders weſtlichen Bahnaktien 
merklich zu erkennen gab. Eben jo blieben Prioritäten zu einem großen 
Theil heute unverkäuflich, ſelbſt von den beliebteſten Emiſſionen. Auch preu⸗ 
ßiſche Fonds waren matt. Nicht ganz ohne Antheil an der heutigen Stim⸗ 
mung ſchien der durch die Bundesreform hervorgerufene Notenwechſel der 
deutſchen Höfe geblieben zu ſein, wir glauben vor Allem das au ällige 
Weichen der wiener Börſe auf dieſe Angelegenheit zum Theil zurückführen 
zu ſollen. Am Geldmarkt war etwas mehr Umſatz als geſtern bei unver⸗ 
ändertem Disconto. 

In Wechſeln 5 abermals der Mangel an Material den Verkehr. 
Holland war % billiger verkäuflich, Banco ließ ſich placiren; London, 
4 Sgr. theurer, konnte man in beiden Sichten haben und begeben, Von 
Paris gingen gone zu alter Notiz um, ＋ Briefe waren geſucht. Wien 
ſtellte ſich gegen letzte Wechſeltags⸗Notiz % Thlr. höher, gegen den geſtrigen 


en 12, Morgens 6 Uhr 17° 3“, 8 Uhr 17/3“. Der g 


ien 13 Fl. Ol 


Silber , —, "Glifabetbahn 162, — % 
Febr. 17% Thlr. bez., Frühjahr 17 . % Thlr. dez, „ Thlr. Br., 


Mittelcours beträgt der Rückgang % Thlr. Augsburg, Frankfurt, Warſchau 
und Bremen, letzteres % erhöht, blieben gefragt. Petersburg war beliebt 
und hob ſich um % Thlr. (B.⸗ u. H.⸗Z.) 


Berliner Börse vom II. Februar 1862. 


Fonds- und Geldeourse. Div. Z. 


1 3 
Freiw. Staats-Anleihe a 102% B. Oberschles. B. 7725 ® bz. 
taats - Anl. von dito C. . I as bz. 
52, 64, 55, 56, 57 dito Prior A. 9Y, bz. 
re dito Prior B. — 3 88 bz. 
io 1 dito Prior O. — —.—— 
Staats-Schuld-Sch. ... dito Prior D. — | A 95½ G. 
Präm.-Anl. von 1855 dito Prior E.. — 3½ 86 bz. 
Berliner Stadt-Obl. . 4% dito Prior F. — 4% 101% B 
a Kur- u. Neumärk. . [393 8 Oppeln-Tarnow. N | 438% de 
8 | dito Prinz-W, (St. V.) 45% B. 
Pommersche. einische 4% 4 3% ba 
3] dito naue dito (St.) Pr. | — 4 99 ba. 
3 Posensche dito Prior. . — 403 ba 
5 dito dito III. Em. | — 25 383%, B. 
dito neus. Bhein-Nahebahn | — 4 16 ß bz. 
Schlesische Ruhrort-Crefeld. | 3½ 3% 86 bz. 
2 Kur- u. Neumärk Btarg.-Posener .. | 3½ 3½ 2 B. 
© Pommersche i 6 4 
E Posenscho 8 2 b. 
1 Preussische . b 
4 Wostt. u. Rhein. 
Schlesische 
Louis dor 


Goldkronen . +++ 


Preuss. und ausl. Bank-Astien. 
Div. 


Auslandische Fonds. — a 
Oosterr. Metall. . . . J 5 169% bz.u.B, Berl. K.- Verein. 5 4 18 0. 
dito 54er Pr.-Anl. | 4 1 5. Berl.-Hand.-Ges. 6 ½ 4 84 6. 
dito neue 100-fl.- L. — 62 bz. Berl. W.-Ored. G.“ — |5 I — — 
dito Nat.-Anleiho .| 5 162% 4 % ba. Braunschw.Bank| 4 | 4 7% G. 
dito Bankn. n. Whr. — 78%, br. Bromer 8 5 4103 / B. 
Auss.-engl. Anleihe .. | 5 97 4 97%, ba Coburg. Credit-A.| — | 4 64½ bz. 
dito . Anleihe. ..| 5 85 G. t. Zettel-B.| 1% | 4 8½ C. 
dito poln. Sch.-Obl.| 4 81% bz Darmst.Oredb.-A.| 4 | 4 et B. 4, 0 
Poln. Pfandbriofe ...| 4 | — — Doss. Creditb.-A. | — | 4 |9 ba u. G. 
dito III. Em... A 184% bz. Disc.-Cm.-Anthl. | 8½ 4 91 4 % bz. 
Poln. Obl. 4 500 FI. . 4 1924, G. Genf. Oreditb.-A. 2 4 4, a 43 bz. 
dito à 300 Fl. . 6 5 8. Geraer Bank ...| 4 479 B. 
dito à 200 FI. . — 23% G. Hamb. Nrd. Bank. 4 4 193% B 
Poln. Banknoten . . 84½ bz. n. G. „ Ver. „ 4½ 4 [102 B 
Kurhoss, 40 Thlr. 68% etw. bz. Hahnov. „ 5% 4 |96 etw. ba 
Baden 35 Fl.. .. .. . 32 etw. bz. Leipziger „ | 3 470 ba. 
Astien-Course. — ie * 10 8. 
as = — Bi er 8 . 264, a ½% bau B. 
1 . erva-Bwg.-A.| — 27% etw. bz. 
Aach.-Düsseld...| 3% 7 80 be. Oester. Ordtb.-A.| 5 5 104 74 ba 
Aach.-Mastricht, | — 24% & 25%, bz. || Pos. Prov.-Bank | 5. 4 a 0. 
Amst.-Betterdam| 5 | A |90%, 4 91 ba. Preuss. B.-Anthi | 55 4½124½ ba. 
4 |105 Schl. Bank-Ver. | 6 4 02 G 


Berg.-Märkische | 5 
Berlin-Anhalter . 6 
Berlin-Hamburg. | 6 
Berl.-Potsd.-Mg: 9 
Berlin-Stettiner . % 4 


bz. 
41137%, 4 lar ba. 
41117 


4 156 ½ ba. 
128 etw. ba. u B. 


Thüringer Bank 2½ 4 67% B 
Weimar. Bank.. 4 4 so Kigkt. bz. 


Weehsel-Gourse. 
Breslau-Freibrg. | 5 
Cöln-Mindener .. 
Franz.St.-Eisenb. | 7 


Neisse-Brieger .. 


Niederschles, ... to FR 5 

N.-Schl.-Zweigb. 4154 G. Frankfurt a. M. 2 M. 66. 28 G. 

Nordb. (Fr.-W.) 468% & 54 ba. Petersburg W. a3 % ba. 3 M. 92½ b. 
to Prior... — 36 104. 8. Warschau 8 T.] 84 8. 

Oberschles. A.. J 77 3 ½ 138 bz. Bremen 8 T. 1 10 bz. 


17 180 
ebr.⸗März 174 —7 Thlr. bez. und Gld., 5 


dr Ae 18% — 7 Thlr. bez. und Gld., 
19 —18½% Thlr. bez. 5 

Weizen ohne Handel. Roggen, in disponibler Waare war das Ange⸗ 
bot und der Begehr nur mäßig und deshalb auch der Handel keine Ausdeh⸗ 


nung gewann. Termine bei ſehr ſchwachem Verkehr matt und ohne weſent⸗ 
Hafer ge⸗ 


liche Aenderung gegen geſtern ſchließend. Gekündigt 2000 Cinr. 
ſchäftslos. Nübel 


g wurde zu nachgebenden Preiſen für alle Sichten verkauft 
und ſchließt der Markt auch ruhiger. * 


Gekündigt 200 Etnr. Spiritus war 


überwiegend angeboten, daher mußten Inhaber Forderungen etwas ermäßi⸗ 


gen. Schluß flau. Get, 20,000 Quark. 


4 Thlr. Gld., Mai⸗Juni 17% Thlr. bez., 7% Thlr. Br., 
br. bez. und Gld., % Thlr. Br. — Leinöl, loco incl. Faß 13 Thlr. Br., 


# Breslau, 12. Febr. Wind: Weit, Wetter: ſehr milde Luft. Ther⸗ 
mometer Früh 4 Kälte. Die Zufuhren, beſonders per Bahn, waren nich 
unbeträchtlich, Kaufluſt zeigte ſich nur für die beſſeren Sorten. : 

Weizen in feiner Waare gut beachtet und preishaltend; pr. Söpfd. 
weißer 75—90 Sgr., gelber 75 — 89 Sgr. — Roggen matter; pr. Sapfd. 
54—59 Sgr., feinfter 60—61 Sgr. — Gerſte wenig Frage; pr. 70pfd. 
weiße 40 — 41 Sgr., helle 39 Sgr., gelbe 36—38 Sgr. — Hafer mehr zus 

eführt; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 23—27 Sgr. — Erbſen wenig Geſchäft; 
Futterwaare gänzlich 1 7 — Wicken gut beachtet. — Bohnen 
mehr gefragt. — Oel ſaaten feſt. — Schlaglein feit, 
Sgr. pr. Schff. 


Sgr. pr. Schff. 

— — A 

Weißer Weizen 75—85—90 Wicken. 43—46—49 

Gelber Weizen . 75—84—89 Bohnen 58—64—70 
Roggen ꝗ 54—58—61 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 

Gerſte 36 —40—43 Schlagleinſaat . 155—170—190 

Hafen: . 22—24—27 Winterraps 200—215—228 

Erbſen. 45—55—62 Sommerrübſen. 160 —170—186 


Kleeſaat bei Teichlichen Angeboten blieb die Kaufluſt zurüdhaltend, 
e ee 
mothee „ r. pr. Ctr. — Kartoffeln pr. Sa 
à 150 I, netto 20—2 Sgr., pr. Diepe —. ele 
g Vor der Börſe. 

Rohes Rübhl niedriger, pr. Ctr. loco und Termine 12% Thlr. Br. — 
Spiritus pr. 100 Quart a 80 % Tralles loco 16 Thlr., Februar 16% 
Thlr., Frühjahr 16% Thlr. 

Poſen, 11. Februar. Wetter: Schneefall. Roggen: feſt. Gel, 75 
Wispel. Loco per d. Monat 44 — 5 bez. u. Gld., Februar⸗März do. 
Mine. Old. Frühjahr 44% Gl, % Br., April-Mat do, Mai⸗Juni 

ez. U. . 

Spiritus: behauptet. Gel. 6000 Ort. Loco per d. Monat 16% bez. 
u. Gld., März 16%—% bez. u. Br., April 16% Gld., % Br., April⸗Mai 
Just 17% bez. u. Gid., 17 Br., Mai 17½— 4 bez. u. Br., % Gld. 

uni 17% Gld., % Br., Juli 17% Br. u. Gld. 1 
Hartwig Kantorowicz Söhne. 


Verantwortlicher Redakteur: R. Barkner in Breslau. ; 


Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Thlr. Gld,, April⸗Mal 


